
einem inneren Bedürtfnis folgend einen ersuch unter- So ehr WITr darauf Dedacht sSeın und bleiben wollen, Nqu
nehmen, den tiıeien Abgrund der Trauer, nNgs: und des berichten un! Nl ZU verschweigen, wWwWas5s Interesse
Mißtrauens überbrücken, der VO  ] dem eutscnhen der objektiven Unterrichtung der Offentlichkeit ausgesagt
Volk trenn{(, macht ihnen hohe Ehre, Den en werden muß, ehr WOo WIr doch 1m Einzelfall prüfen,
G1Ng nicht ıne schöne este, sS1e wollen praktis ob nıcht bDesser ist, die 1nNe oder andere antısemitische
helfen und arbeıten. S1e sehen 1n ıhrem Brief ınen Kundgebung nicht me weiß, daß 1ne
Antfang. Nregung dem Vorwurf ausgesetzt senıin ann, WI1r beab-

An die Jüdische Gemeinde ın Berlin sichtigten, den OoDf 1n den Sanı stecken der garl eiıne
unheilvolle Entwicklung Zzu verbergen. Das darf nliemalsDie Evangelische Studentengemeinde der echnı]s:! das ot1vV se1ın, WI1TL uns na Abwägen er Um-Universitä Berlin te der ÜUudıscnen Gemeinde in stände 1Mm besonderen Fall Agen, sSel nicht wichtigBerlin gen, s1e Ssich ıntier die Tklärung der deut- gENUG, nicht ZUI objektiven Darstellung nOtig, über diese

chen evangelischen YyNno 1n erlin- Weißensee
D]} 1950 stellt.

oder jene AÄußerung Zu erl!|  en. enn WI1T mMuüssen
vergegenwärtigen, jeder Bericht dieser Art unzuf{rıe-Wir moöchten versuchen, die Verantwortung z tragen, die dene, ungebildete, unmoralıische und verbrecherische Men-

durch die Vergangenheit auch auf 1888  15 gefallen ist, und schen äahnlichen Demonstrationen des Widerspruchesi1NSeren Willen durch olgende praktische Vorschläge auireız
Ausdruck bringen:

Wenn wiıieder Friedhofsschändungen vorkommen, werlr- CGanz besonders mache ıch Der allen edakteuren der
den einige unserer Kommilitonen bel der Wiederherstel- dpa zZu1 bel den VO:  - bearbeiteten I]l

und Beiträgen er 1n en Jjensten genauestensJung helfen. eıjlen Öö1e uns mıit, WIr 1n so|l- darauf achten, daß WI1Tr jede antısemitisch eutendechen Fällen zZzu me en. Wendung vermeiden. Es g1ıbt keinen „Jüdischen 1e w1ieNser studentische: Chor würde gern judischen
ankenhau: singen. auch keinen „polnischen OÖörder der „germanischen

Wir moöchten diesem der Jenem jüdischen Kommilıito- anditen“ oder „deutischen erbrecher“ oder welche Ver-
nen materiıelle Unterstützung zukommen lassen und bit- bindung SONS möglich ist, g1bt. Es gibt 1n en Völkern

Sie, einen oder mehrere Studenten an der lech- und Rassen asozıale emente und Außenseiter, und das
Hinzufügen des „Jüdischen” ist völlig S1NnN10s, aber tenden-nıschen Universität, der Oc„hısCHule für Musık der der 10S. Wer etwa von „Jüdischen chwarzhändlern spricht,OCcCNSCHUuUÄIeEe für bildende unste ZU.

In der Hoffnung, Sie diese geringen Vorschläge we  41 un! einer ruppe verhaitetier chwarzhändler auch
nehmen können, WIr Sie freundlichst un Nachricht einıge enN, der versio. Dereits geyen dıe
und un Nnregungen für bessere ane. wahrhaifter Beri  terstattung und muß schon aus diesem

runde eine ‚urechtweisung erwarten. Da ich ber unterGgEZ. Lehrecke, Vertrauensstudent keinen mständen auch Nü] die eliseste isemitische Be-GEZ. Temming, Vertrauensstudentin. merkung oder Haltung bei einem Angehörigen der edak-
An die Jüdische emenljınde in Berlin t10N der dpa werde, weil s1e der Oral, dem eruts-

ethos des ournalisten, dem Statut der eutischen Presse-
Wir evangelischen Studenten der Humboldt-Universität Agentur und dem Grundgesetz der Bundesrepublik wiıder-
en uUXSs ın diesem Jah  —+ miıt dem Römerbrieft beschäftigt. sprechen würde, hat jeder Angehörige der dpa }jedemBeim Lesen der Kapıitel T  11 mMu WIT uXNns eingeste- einer auch E fahrlässigen antisemitischen \ußerunghen, daß Verhalten den en egenüber bisher amı recnhnen, daß ıch seine sofortige fristlose Entlas-
sechr DasSs1v GeweSCch ist und unserer Ablehnung der ET- un verlangen werde. DiN sıcher, daß WI1T 1
eignlsse der Jüngsten Vergangenheit nicht Rechnung qgeE- Redaktion weder derentrale noch ın den dreißig uben-
tragen hat. Das Worrt, das die ‚ ynode der evangelischen der un den ZzwoOöilf Korrespondenten der dpaiırche Deutschland ZUr Frage iIsrael ergehen ließ, e7- Ausland, noch unter üuUNseren i{rejien 1tarpel Journali-
mutigte unNns ın P Vorsatz, etwas Zu {Uun. stien haben, die dieser ahnung bedürfen. Leider zeıgenWır wenden uns DUl S1e miıt der 1  e€e, die MöÖög- aber Ereignisse, über die WIT aufend erl  en Harlan-lıchkeit geben, etwas verwirklichen. Könnten WITr
vıellel: eınen Ostsektor wohnenden udenien aus

Prozeß ın Hamburg etwa), daß der Antisemitismus sich
greift. wollte s1e aufmerksam machen, daß ö je sich

TrTer Gemeinde, der Sich 1n Not befindet, ın irgendeiner selbst das schleichende ıft wehren koöonnen. Wer
Weise unterstützen? im Nneuer Grabschändungen imMmer 1V 1MmM amp. den Antisemitismus zugreift,auf Ten Friedhöifen bıtten WIT S5ie, 1380# davon 1n ennt- wird sicher sein konnen ‚.daß VO:  b der dpa eswegenn1s zZzu seizen, amı WI1T die nstandsetzung übernehmen nıcht behindert werden wird.
Oder doch el mithelfen. Mit kollegilalem ruß!
Es würde ireuen, WE  1n 551e unseTt nlıegen recht au{f- GJez rı!z Sänger, Che{fredakteur.
nähmen, als elinen kleinen Versuc, begangenes Unrecht
wıieder gutzumachen und eınen Weg zueinander en
Es grü Sie 8k) Die en ımn Norwegen

Die Evangelische Studentengemeinde der Die Nnorwegische Regierung hat als Sympnathiebewels fürumboldt-Universitä das üdische Volk 1947 500 üdische Flü  inge aufge{for-eZ. Harm; Fritze
(In ‚„Allgemeine Wochenzeitung der en in Deutischlanı:ı 5 dert, sich 1n Norwegen niederzulassen. Dies ges nach-
[Düsseldorf, 50 ] 13, 5. 12) dem durch Trieg und die nationalsozlalıstische Besetzung

10  - norwegische en ermorde Waren un die jüdische
81} Die euische Presse-Agentur zZum Antisemitismus Gemeinschaft zerstort WAäl. Nach der Befreiung Va 500

Juden nach Norwegen zurückgekehrt. „Der Weg“” EeTl|Die eutsche Presse-Agentur amburg VO!] Dr1.
das olgende chreiben NIierzu:

In zunehmendem Umfange en WI1T Rahmen edoch fanden die meisten VO  } ihnen weder Familıie
Nachrichtendienstes leider darüber ern  en, daß antı- noch Inr igentum VO  { Das en für S1e WarTr nıcht
semitische Kundgebungen stattgeifunden en Oder Auße- eınla: denn die edingungen Wa beträchtlich geän-
rungen wurden, die geignet S1nd, 1ese TUr  arste dert. Die azıs und Quislinge hatten ihre Arbeit gut

und der Antisemitismus war wlieder ım tstehen Abereuche weiıter zu verbreiten, die dıe abendländische Kul-
tur vernichten muß, Weinn S1e die Herrschaft gewinnt. sowohl die KRegierung als auch die Intellektuellen des Lan-

alle Redakteure und Mitarbeiter der dpa, aut das des leisteten den en wirkli  en e1lstan! Nach und
peinlichste darauf achten, jede Nachricht und jeder nach wurden die Gemeindeaktivitäten wieder aufgenom-
Bericht, der ıne antısemitische Kundgebung wiedergibt, wobel dlie erste Au{ifgabe die Wiederbelebyng des
unter en mstanden abgefa: werden, daß die Tat- religioösen ens Wa  —$ Gemeindesteuern wurden die-
sache der Berichterstattung klar und unzweideutig ZUu 61 - weck vro 2 auf 39/0 der Einkommensteuer Je:
kennen ist, n nıcht uDns der dpa — SOolche und- einzelnen Atglie| erhöht un! schließlich wäaren Syna-
gebungen unterschoben werden können, über die wır das Gemeindezentrum, inderheime und andere
pflichtgemäß melden. Institutionen wieder hergestellt. Wäar eın glücklicher

einem inneren Bedürfnis folgend einen Versuch unter-
nehmen, den tiefen Abgrund der Trauer, Angst und des 
Mißtrauens zu überbrücken, der uns von dem deutschen 
Volk trennt, macht ihnen hohe Ehre, ... Den Studenten 
ging es nicht um eine schöne Geste, sie wollen praktisch 
helfen und arbeiten. Sie sehen in ihrem Brief nur einen 
Anfang. 

An die Jüdische Gemeinde in Berlin 
Die Evangelische Studentengemeinde an der Technischen 
Universität Berlin möchte der Jüdischen Gemeinde in 
Berlin sagen, daß sie sich hinter die Erklärung der deut-
schen evangelischen Synode in Berlin-Weißensee vom 
27. April 1950 stellt. 
Wir möchten versuchen, die Verantwortung zu tragen, die 
durch die Vergangenheit auch auf uns gefallen ist, und 
unseren Willen durch folgende praktische Vorschläge zum 
Ausdruck bringen: 
1. Wenn wieder Friedhofsschändungen vorkommen, wer-
den einige unserer Kommilitonen bei der Wiederherstel-
lung helfen. Bitte teilen Sie uns mit, wo wir uns in sol-
chen Fällen zu melden haben. 
2. Unser studentischer Chor würde gern im jüdischen 
Krankenhaus singen. 
3. Wir möchten diesem oder jenem jüdischen Kommilito-
nen materielle Unterstützung zukommen lassen und bit-
ten Sie, uns einen oder mehrere Studenten an der Tech-
nischen Universität, der Hochschule für Musik oder der 
Hochschule für bildende Künste zu nennen. 
In der Hoffnung, daß Sie diese geringen Vorschläge an-
nehmen können, bitten wir Sie freundlichst um Nachricht 
und um Anregungen für bessere Pläne. 

gez. Lehrecke, 1. Vertrauensstudent 
gez. Ternrning, 1. Vertrauensstudentin. 

An die Jüdische Gemeinde in Berlin 
Wir evangelischen Studenten der Humboldt-Universität 
haben uns in diesem Jahr mit dem Römerbrief beschäftigt. 
Beim Lesen der Kapitel 9-11 mußten wir uns eingeste-
hen, daß unser Verhalten den Juden gegenüber bisher 
sehr passiv gewesen ist und unserer Ablehnung der Er-
eignisse der jüngsten Vergangenheit nicht Rechnung ge-
tragen hat. Das Wort, das die Synode der evangelischen 
Kirche in Deutschland zur Frage Israel ergehen ließ, er-
mutigte uns in unserem Vorsatz, etwas zu tun. 
Wir wenden uns nun an Sie mit der Bitte, uns die Mög-
lichkeit zu geben, etwas zu verwirklichen. Könnten wir 
vielleicht einen im Ostsektor wohnenden Studenten aus 
Ihrer Gemeinde, der sich in Not befindet, in irgendeiner 
Weise unterstützen? Im Falle neuer Grabschändungen 
auf Ihren Friedhöfen bitten wir Sie, uns davon in Kennt-
nis zu setzen, damit wir die Instandsetzung übernehmen 
oder doch dabei mithelfen. 
Es würde uns freuen, wenn Sie unser Anliegen recht auf-
nähmen, als einen kleinen Versuch, begangenes Unrecht 
wieder gutzumachen und einen Weg zueinander zu finden. 
Es grüßt Sie 

Die Evangelische Studentengemeinde an der 
Humboldt-Universität: 

gez. Harm; Fritze. 
(In: ,.Allgemeine Wochenzeitung der Juden in Deutschland" 5 
[Düsseldorf, 1. 1. 50] 13, S. 12) 

8i) Die Deutsche Presse-Agentur zum Antisemitismus 
Die Deutsche Presse-Agentur Hamburg erließ vom 15. April 1950 
das folgende Schreiben: 

In zunehmendem Umfange haben wir im Rahmen unseres 
Nachrichtendienstes leider darüber zu berichten, daß anti-
semitische Kundgebungen stattgefunden haben oder Äuße-
rungen getan wurden, die geignet sind, diese furchtbarste 
Seuche weiter zu verbreiten, die die abendländische Kul-
tur vernichten muß, wenn sie die Herrschaft gewinnt. Ich 
bitte alle Redakteure und Mitarbeiter der dpa, auf .das 
peinlichste darauf zu achten, daß jede Nachricht und jeder 
Bericht, der eine antisemitische Kundgebung wiedergibt, 
unter allen Umständen so abgefaßt werden, daß die Tat-
sache der Berichterstattung klar und unzweideutig zu er-
kennen ist, so daß nicht uns — der dpa — solche Kund-
gebungen unterschoben werden können, über die wir 
pflichtgemäß melden. 

So sehr wir darauf bedacht sein und bleiben wollen, genau 
zu berichten und nichts zu verschweigen, was im Interesse 
der objektiven Unterrichtung der Öffentlichkeit ausgesagt 
werden muß, so sehr wollen wir doch im Einzelfall prüfen, 
ob es nicht besser ist, die eine oder andere antisemitische 
Kundgebung nicht zu melden. Ich weiß, daß eine solche 
Anregung dem Vorwurf ausgesetzt sein kann, wir beab-
sichtigten, den Kopf in den Sand zu steCken oder gar eine 
unheilvolle Entwicklung zu verbergen. Das darf niemals 
das Motiv sein, wenn wir uns nach Abwägen aller Um-
stände im besonderen Fall sagen, es sei nicht wichtig 
genug, nicht zur objektiven Darstellung nötig, über diese 
oder jene Äußerung zu berichten. Denn wir müssen uns 
vergegenwärtigen, daß jeder Bericht dieser Art unzufrie-
dene, ungebildete, unmoralische und verbrecherische Men-
schen zu ähnlichen Demonstrationen des Widerspruches 
aufreizt. 
Ganz besonders mache ich es aber allen Redakteuren der 
dpa zur Pflicht, bei den von uns bearbeiteten Nachrichten 
und Beiträgen aller Art in allen Diensten genauestens 
darauf zu achten, daß wir jede antisemitisch zu deutende 
Wendung vermeiden. Es gibt keinen „jüdischen Dieb", wie 
es auch keinen „polnischen Mörder" oder „germanischen 
Banditen" oder „deutschen Verbrecher" oder welche Ver-
bindung sonst möglich ist, gibt. Es gibt in allen Völkern 
und Rassen asoziale Elemente und Außenseiter, und das 
Hinzufügen des „jüdischen" ist völlig sinnlos, aber tenden-
ziös. Wer etwa von „jüdischen Schwarzhändlern' spricht, 
wenn unter einer Gruppe verhafteter Schwarzhändler auch 
einige Juden waren, der verstößt bereits gegen die Pflicht 
zu wahrhafter Berichterstattung und muß schon aus diesem 
Grunde eine Zurechtweisung erwarten. Da ich aber unter 
keinen Umständen auch nur die leiseste antisemitische Be-
merkung oder Haltung bei einem Angehörigen der Redak-
tion der dpa dulden werde, weil sie der Moral, dem Berufs-
ethos des Journalisten, dem Statut der Deutschen Presse-
Agentur und dem Grundgesetz der Bundesrepublik wider-
sprechen würde, hat jeder Angehörige der dpa in jedem 
Falle einer auch nur fahrlässigen antisemitischen Äußerung 
damit zu rechnen, daß ich seine sofortige fristlose Entlas-
sung verlangen werde. Ich bin sicher, daß wir in unserer 
Redaktion weder in der Zentrale noch in den dreißig Außen-
büros oder unter den zwölf Korrespondenten der dpa im 
Ausland, noch unter unseren freien Mitarbeitern Journali-
sten haben, die dieser Mahnung bedürfen. Leider zeigen 
aber Ereignisse, über die wir laufend berichten (Harlan-
Prozeß in Hamburg etwa), daß der Antisemitismus um sich 
greift. Ich wollte sie aufmerksam machen, daß Sie sich 
selbst gegen das schleichende Gift wehren können. Wer 
immer aktiv im Kampf gegen den Antisemitismus zugreift, 
wird sicher sein können ,daß er von der dpa deswegen 
nicht behindert werden wird. 

Mit kollegialem Gruß! 
gez. Fritz Sänger, Chefredakteur. 

8k) Die Juden in Norwegen 

Die norwegische Regierung hat als Sympathiebeweis für 
das jüdische Volk 1947 500 jüdische Flüchtlinge aufgefor-
dert, sich in Norwegen niederzulassen. Dies geschah, nach-
dem durch Krieg und die nationalsozialistische Besetzung 
1000 norwegische Juden ermordet waren und die jüdische 
Gemeinschaft zerstört war. Nach der Befreiung waren 500 
Juden nach Norwegen zurückgekehrt. „Der Weg" berichtet 
hierzu: 
„ .. Jedoch fanden die meisten von ihnen weder Familie 
noch ihr Eigentum vor. Das neue Leben für sie war nicht 
einfach, denn die Bedingungen waren beträchtlich geän-
dert. Die Nazis und Quislinge hatten ihre Arbeit gut getan, 
und der Antisemitismus war wieder im Entstehen. Aber 
sowohl die Regierung als auch die Intellektuellen des Lan-
des leisteten den Juden wirklichen Beistand. Nach und 
nach wurden die Gemeindeaktivitäten wieder aufgenom-
men, wobei die erste Aufgabe die Wiederbelebing des 
religiösen Lebens war. Gemeindesteuern wurden zu die-
sem Zweck von 2 auf 3°/o der Einkommensteuer jedes 
einzelnen Mitglieds erhöht und schließlich waren Syna-
gogen das Gemeindezentrum, Kinderheime und andere 
Institutionen wieder hergestellt. Es war ein glücklicher 
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Yag, als bei der Einweihungszeremonie der Kronprinz 1949, der den TITreuhandschaftsrat miıt seiner schwierigen
ÖOlav erstenmal der es: der NOTW!  en Aufgabe betraut a  e, VONn Moskau torpediert worden:
Juden die Synagoge Detrat. Inzwischen hat die Ge- 1es Ooste in Tel-Avıv und in mman naturUıa Genug-
meılinde Dr. Salomon AÄAronzon als Oberrabbine: ©1 - auUs, und dıe Zukunft sollte Hun zeigen, ob die
nannt. ammedanischen und atholischen Länder alleın, unter
Von norwegischer e1te wırd durch Ole Iden be- denen sıch DUr eine TODMAa!l befand, namlıch
el, der Von der NOorwegiıschen Regierung aufgefordert Ta  TreN! der ktion CGarreaus das sehr benötigte
wurde, die nterrichtsarbeit und die Wohlfahrtspflege Gewicht und Testige verleiıhen könnten.
eiten und daher Kenntnisse Augenzeuge besıtzt
„Noch ist die Wohnungsnot ganz Norwegen groß, da Als eginn des Monats Junı der rtreuhandschalftsrat das
Noch viele unter ungunstigen ohnungsverhältnissen le- Problem erusalem wieder aufgrißf, Stan! eT VOoLI eınem

cherbenhaufen. Oger arreau onnte IUr gestehen,ben. Ngsam wird bDesser. Nicht es ist verlau- SeiNne Mission, die „volle Mitarbeit“ sraels und orda-fen. Wa  f ja unter den Einwanderern auch einige, die nlens I'  ührung des NO-Staates Jerusalem ©1 -Sich Nnicht ohne weilteres zure: konnten, und auch langen, mit ınem Fiasko geendigt arreauergaben sich verschiedene Schwierigkeiten unter den Nor-
eq! selbst, Was die Anpassung erschwer‘ hat. Aber 1m die bsicht gehabt, persönlich nach Tel-Avıv und Amman
TO. un!| anzen kannn Sagen, gut GgeganNnYgeN

reisen, z  1 dort die nähern Modalitäten dieser „Mit-
arbeıt“” esprechen. Bitter klagte Garreau darüber,ist, ın den meisten Fälleng sehr qut. Sich die Regierung des Haschemitischen KONI1greichesFerner Sind noch ZzZweı andere Tatsachen Zu erwähnen: Dıe selbst geweigert habe, miıt dem Präsıdenten deseine ist der ‚PIang Von jüdischen Kindern aus verschie- Ireuhandschaftsrates konferieren. Deshalb erzichtetedenen Ländern, Zıs ] hauptsä:  ich aus un1s. 1es sind

erholungsbedürftige nNnder, deren ern nach alastın: arreaux auch auf den esu! ın JTel-Aviv. arreau gab der
auswandern wollen. v1ıe ich weiß, bleiben sS1e gewohn- Hoffnung usdruck, daß vielleicht ıne „Kompromiß-

1ösung” Z utz der eiligen Stätten 1n erusalemD  lich 6 Monate durch die Weltpresse ist das funden werden könne:; Von eiıner Erzwingung des StatutsUnglück miıt dem Flugzeug, bei dem DUr e1n einz1ges ind War beiı inhm nıcht mehr die edeIsaac T| wurde. Nla dieses Unglücs hat
Norwegen eıne große Geldsammlung veranstaltet und Gleichzeitig mit der Ormellen Ablehnung des In Genf aQduUS-

ZWAäIl, eın anzeS jüdisches „Kibbutz mit norwegischen gearbeiteten Statuts Tel-Aviv einem iplo-
aäausern ZUu versorgen.“” matıschen Vorstoß ausgeholt. Die Regierung VO.  b Israel

erklärt sıch einverstanden mit einem VONn der General-Im vergangeNnNen Oktober hat Norwegen als aste des
versammlung der erlassenen Statuft, durch welchesNorwegischen Olkes 100 blinde DP'’'s aufgenommen.

Schweden hat sich bereit erklärt, 150 Ibc-kranke DP'’'s und die Aufrechterhaltung der eiligen S5tatten 1n erusalem,
150 ihrer Angehörigen aufzunehmen. der ‚Ugang ihnen, die der verschiedenen eli-

gl1onsgemeinschalften 91 ıhnen, eic. unter den chutz 1nes
UNO-Organs, einer Art „Kurator dieser eiligen Stätten

81) Das Ende NO-Staates Jerusalem geste. werde: dieses Statut solite auf dem Willen der
NO-Versammlung und nıcht etwa vertraglichen Abma-Als der Treuhandschaitsra der Uno Genfer Palais des

Nations Aprıl 1950 das Statut für die Internationali- ungen miıt den interessierten Staaten wıe das er
sierung erusalems und mgebung miıt den Stimmen AÄAT- schon vorgeschlagen worden wWär basıeren. Allerdings
gentiens, Australiens, Belgiens, der Dominikanischen Re- dieses egıme auch OTaUS, daß neben Israel auch

Jordanien ihm die Zustimmung er‘! Hiıer erhebt sichDU! Chinas, Frankreichs, Yaks, Neuseelands und der
Aun ıne Schwierigkeit. Denn diıe mehr als anerkanntenPhilippinischen Republik ohne ofene Opposition, aber mıiıt heiligen Stätten erusalems liegen mit Ausnahme vonwel bedeutsamen Stimmenthaltungen, näamlich Großbri-

tannı]ı;ens un! der USA ang  mmen F}  e, er siıch die zweien innerhalb der Ordanischen Besetzungszone, also
rage der erwirklı  Uung des geplanten NO-Staates ın der Jerusalemer stia! und deren mgebung. Und
erusalem. Denn der Treuhandschalftsrat W ja VOnNn der ordaniıen hat 1Ne internationale Kontrolle abge-

Au{ nNnOoch größeren Jordanischen Widerstand würdeGeneralversammlung der UNO ezember nicht wohl eın Alternativvors  lag Tel-Aviv SIODeEN, der dieAur mit der Ausarbeitung der Verfassung dieses zukünf- Errichtung eines internationalen Regimes anregt, das 11/2i1gen internationalen 1  es, sondern auch dessen prak-
tischer Durchsetzung allfällige Widerstände betraut Quadratmeilen innerhalb der sia Jerusalem und
worden. Und 1m Lauf der Genifer eratungen die deren unmittelibarer mgebung umfassen würde: eıne
el Besatzungsmächte VON Jerusalem, Jordanien und territoriale Hypothek, die fast ausschließlich VO.:  v orda-

n.ıen wäre.lsrael, keinen Zweifel daruber walten assen, s1e 44
diesem Statut 487 tun en wollten Als H QU:  - Zur.. Verhandlung kam dieser OIS!  ag VO:  } Israel 1m

die ase der Ausführung traft, verstärkte sich die At- Ireuhandschaftsra allerdings nıcht: dieser ist se1Ner Linle,
mosphäre des Skeptizismus, die den Ratsaal während Wo- sıch Urr miıt dem andat der UNO-Versammlung, also der
chen erfüllt a  E, wiederum mächtig. kam ınem Errichtung eines NO-Territoriums in Jerusalem un:|
ompromiß zwıschen den Freunden des NO-Staates, s@1- mgebung 1n dem Vo Umiange der Resolution VO.
Nn  - offenen und versteckten Gegnern. In ıner vVvOorsich- ezember 1949 befassen, treu geblieben. ber an  3
t1gen Resolution wurde der Tasıden des Treuhand- unı beschloß der TIreuhandschalftsrat miıt Stimmen
schaftsrates, der franzoösische iplomat Garreau, VO die- 1 und der Enthaltung der Philippinen, den
S beauftragt, den ext des Statuts VO.  - erusalem den Mißerf{folg seiner emühungen Internationalısierung
egierungen Voxhn Tel-Aviv und Amman enntnıs Jerusalems testzustellen un! das N: Problem wieder
bringen und S1e vA ersuchen, der Verwirkli|  ung des der UNO-Versammlung weıterem Studium üuber-
O-Staates VO:  Sg erusalem mitzuwirken. In der nachsten weılısen.
Session des Treuhandschaftsrates sollte dann arreau sS@]1- Der Bericht des Treuhandschaftsrates die ersammlung
nen ollegen über den Erfolg SeINETr emühungen Beriıcht der UNO weiıst der Opposition der Delegation des
erstatten Ta auf den OIS  ag der 1Sra‘  1schen Regierung h1in
aum hatten dıe Väter der Verfassung des zukünftigen über eın UNO-Regime für die eiligen Stätten. Es wird
NO-Staates Jerusalem en{f den ücken gewandt, als Siıch der nächsten UNO-Versammlung z  - erweısen,
sich der politische*Hintergrund des TODiems wieder eln- angesichts der Schwierigkeiten der Errichtung eınes UNG-
mal wandelte. Am April teilte der ständige Vertreter Staates miıt terrıtorialen Herrschaftsbefugnissen, über Je-
der ow jetunion beli der UNO, Yakow alık, dem Ge- rusalem und mgebung diese bedeutend bescheidenere
neralsekretär der mıit, die Regierung der Sowjet- Formel elLer NO-Aulfsicht üuber die eiligen Stätten mehr

Chancen hat als dies früher der Fall wWäd  — Am Dezemberunion der Resolution der Generalversammlung De-
zember “* 1949 nicht mehr ihre Unterstützung gewähren 1949 traten in der UNO-Versammlung Staaten IUr die-
könne, da die Von ihr EeZWEl Gründung e1nes S e'‘  - NO-Staa 1N; timmten dagegen un!| enthielten
Staates erusalem weder diıe arabısche noch die Jüdische sich der Stimme Selbst Wenn die Sowjetunion miıt iıhnhren
Bevölkerung sowohl Jerusalems wıe gJanz Palästinas be- Satelliten sofern überhaupt diese Staaten 1m nachsten
riedige. amı der Staatenblock VO: Dezember erbst iın Lake Success anwesend eın würden das

Tag, als bei der Einweihungszeremonie der Kronprinz 
Olav zum erstenmal in der Geschichte der norwegischen 
Juden die Synagoge betrat. Inzwischen hat die Ge-
meinde Dr. Salomon Aronzon als Oberrabbiner er-
nannt." 
Von norwegischer Seite wird uns durch Ole F. Olden be-
richtet, der von der norwegischen Regierung aufgefordert 
wurde, die Unterrichtsarbeit und die Wohlfahrtspflege zu 
leiten und daher Kenntnisse als Augenzeuge besitzt: 
"Nodi ist die Wohnungsnot in ganz Norwegen groß, da 
noch viele unter ungünstigen Wohnungsverhältnissen le-
ben. Langsam wird es besser. Nicht alles ist glatt verlau-
fen. Es waren ja unter den Einwanderern auch einige, die 
sich nicht ohne weiteres zurechtfinden konnten, und audi 
ergaben sich verschiedene Schwierigkeiten unter den Nor-
wegern selbst, was die Anpassung erschwert hat. Aber im 
Großen und Ganzen kann man sagen, daß es gut gegangen 
ist, in den meisten Fällen sogar sehr gut. 
Ferner sind noch zwei andere Tatsachen zu erwähnen: Die 
eine ist der Empfang von jüdischen Kindern aus verschie-
denen Ländern, z. B. hauptsächlich aus Tunis. Dies sind 
erholungsbedürftige Kinder, deren Eltern nach Palästina 
auswandern wollen. Soviel ich weiß, bleiben sie gewöhn-
lich ca. 6 Monate. Bekannt durch die Weltpresse ist das 
Unglück mit dem Flugzeug, bei dem nur ein einziges Kind 
Isaac Allal gerettet wurde. Anläßlich dieses Unglücks hat 
Norwegen eine große Geldsammlung veranstaltet und 
zwar, um ein ganzes jüdisches „Kibbutz" mit norwegischen 
Häusern zu versorgen." 
Im vergangenen Oktober hat Norwegen als Gäste des 
norwegischen Volkes 100 blinde DP's aufgenommen. 
Schweden hat sich bereit erklärt, 150 Tbc-kranke DP's und 
150 ihrer Angehörigen aufzunehmen. 

81) Das Ende des UNO-Staates Jerusalem 
Als der Treuhandschaftsrat der Uno im Genfer Palais des 
Nations am 4. April 1950 das Statut für die Internationali-
sierung Jerusalems und Umgebung mit den Stimmen Ar-
gentiens, Australiens, Belgiens, der Dominikanischen Re-
publik, Chinas, Frankreichs, Iraks, Neuseelands und der 
Philippinischen Republik ohne offene Opposition, aber mit 
zwei bedeutsamen Stimmenthaltungen, nämlich Großbri-
tanniens und der USA angenommen hatte, erhob sich die 
Frage der Verwirklichung des geplanten UNO-Staates 
Jerusalem. Denn der Treuhandschaftsrat war ja von der 
Generalversammlung der UNO am 9. Dezember 1949 nicht 
nur mit der Ausarbeitung der Verfassung dieses zukünf-
tigen internationalen Gebildes, sondern audi dessen prak-
tischer Durchsetzung gegen allfällige Widerstände betraut 
worden. Und im Lauf der Genfer Beratungen hatten die 
beiden Besatzungsmächte von Jerusalem, Jordanien und 
Israel, keinen Zweifel darüber walten lassen, daß sie mit 
diesem Statut nichts zu tun haben wollten. Als man nun 
in die Phase der Ausführung trat, verstärkte sich die At-
mosphäre des Skeptizismus, die den Ratsaal während Wo-
chen erfüllt hatte, wiederum mächtig. Es kam zu einem 
Kompromiß zwischen den Freunden des UNO-Staates, sei-
nen offenen und versteckten Gegnern. In einer vorsich-
tigen Resolution wurde der Präsident des Treuhand-
sdiaftsrates, der französische Diplomat Garreau, von die-
sem beauftragt, den Text des Statuts von Jerusalem den 
Regierungen von Tel-Aviv und Amman zur Kenntnis zu 
bringen und sie zu ersuchen, an der Verwirklichung des 
UNO-Staates von Jerusalem mitzuwirken. In der nächsten 
Session des Treuhandsdiaftsrates sollte dann Garreau sei-
nen Kollegen über den Erfolg seiner Bemühungen Bericht 
erstatten ... 
Kaum hatten die Väter der Verfassung des zukünftigen 
UNO-Staates Jerusalem Genf den Rüden gewandt, als 
sich der politische‘Hintergrund des Problems wieder ein-
mal wandelte. Am 17. April teilte der ständige Vertreter 
der Sowjetunion bei der UNO, Yaköw A. Malik, dem Ge-
neralsekretär der UNO mit, daß die Regierung der Sowjet-
union der Resolution der Generalversammlung vom 9. De-
zember 1949 nicht mehr ihre Unterstützung gewähren 
könne, da die von ihr bezweckte Gründung eines UNO-
Staates Jerusalem weder die arabische noch die jüdische 
Bevölkerung sowohl Jerusalems wie ganz Palästinas be-
friedige. Damit war der Staatenblock vom 9. Dezember 

1949, der den Treuhandschaftsrat mit seiner schwierigen 
Aufgabe betraut hatte, von Moskau torpediert worden: 
Dies löste in Tel-Aviv und in Amman natürlich Genug-
tuung aus, und die Zukunft sollte nun zeigen, ob die mo-
hammedanischen und katholischen Länder allein, unter 
denen sich nur noch eine Großmacht befand, nämlich 
Frankreich, der Aktion Garreaus das so sehr benötigte 
Gewicht und Prestige verleihen könnten. 
Als zu Beginn des Monats Juni der Treuhandschaftsrat das 
Problem Jerusalem wieder aufgriff, stand er vor einem 
Scherbenhaufen. Roger Garreau konnte nur gestehen, daß 
seine Mission, die „volle Mitarbeit" Israels und Jorda-
niens zur Durchführung des UNO-Staates Jerusalem zu er-
langen, mit einem Fiasko geendigt hatte. Garreau hatte 
die Absicht gehabt, persönlich nach Tel-Aviv und Amman 
zu reisen, um dort die nähern Modalitäten dieser ‚Mit-
arbeite zu besprechen. Bitter klagte Garreau darüber, daß 
sich die Regierung des Haschemitischen Königreiches 
selbst geweigert habe, mit dem Präsidenten des UNO-
Treuhandschaftsrates zu konferieren. Deshalb verzichtete 
Garreau auch auf den Besuch in Tel-Aviv. Garreau gab der 
Hoffnung Ausdrudq, daß vielleicht eine ‚Kompromiß-
lösung" zum Schutz der heiligen Stätten in Jerusalem ge-
funden werden könne; von einer Erzwingung des Statuts 
war bei ihm nicht mehr die Rede. 
Gleichzeitig mit der formellen Ablehnung des in Genf aus-
gearbeiteten Statuts hatte Tel-Aviv zu einem neuen diplo-
matischen Vorstoß ausgeholt. Die Regierung von Israel 
erklärt sich einverstanden mit einem von der General-
versammlung der UNO erlassenen Statut, durch welches 
die Aufrechterhaltung der heiligen Stätten in Jerusalem, 
der Zugang zu ihnen, die Rechte der verschiedenen Reli-
gionsgemeinschaften an ihnen, etc. unter den Schutz eines 
UNO-Organs, einer Art „Kurator" dieser heiligen Stätten 
gestellt werde: dieses Statut sollte auf dem Willen der 
UNO-Versammlung und nicht etwa vertraglichen Abma-
chungen mit den interessierten Staaten — wie das früher 
schon vorgeschlagen worden war — basieren. Allerdings 
setzte dieses Regime auch voraus, daß neben Israel auch 
Jordanien ihm die Zustimmung erteilte. Hier erhebt sich 
nun eine Schwierigkeit. Denn die mehr als 30 anerkannten 
heiligen Stätten Jerusalems liegen mit Ausnahme von 
zweien innerhalb der Jordanischen Besetzungszone, also 
in der Jerusalemer Altstadt und deren Umgebung. Und 
Jordanien hat stets eine internationale Kontrolle abge-
lehnt. Auf noch größeren jordanischen Widerstand würde 
wohl ein Alternativvorschlag Tel-Aviv stoßen, der die 
Errichtung eines internationalen Regimes anregt, das 1 1/2 
Quadratmeilen innerhalb der Altstadt von Jerusalem und 
deren unmittelbarer Umgebung umfassen würde: eine 
territoriale Hypothek, die fast ausschließlich von Jorda-
nien zu tragen wäre. 
Zur Verhandlung kam dieser Vorschlag von Israel im 
Treuhandschaftsrat allerdings nicht; dieser ist seiner Linie, 
sich nur mit dem Mandat der UNO-Versammlung, also der 
Errichtung eines UNO-Territoriums in Jerusalem und 
Umgebung in dem vollen Umfange der Resolution vom 
9. Dezember 1949 zu befassen, treu geblieben. Aber am 
14. Juni beschloß der Treuhandschaftsrat mit 9 Stimmen 
gegen 1 (Irak) und der Enthaltung der Philippinen, den 
Mißerfolg seiner Bemühungen zur Internationalisierung 
Jerusalems festzustellen und das ganze Problem wieder 
der UNO-Versammlung zu weiterem Studium zu über-
weisen. 
Der Bericht des Treuhandsdiaftsrates an die Versammlung 
der UNO weist trotz der Opposition der Delegation des 
Iraks auf den Vorschlag der israelischen Regierung hin 
über ein UNO-Regime für die heiligen Stätten. Es wird 
sich an der nächsten UNO-Versammlung nun erweisen, ob 
angesichts der Schwierigkeiten der Errichtung eines UNO-
Staates mit territorialen Herrschaftsbefugnissen, über Je-
rusalem und Umgebung diese bedeutend bescheidenere 
Formel einer UNO-Aufsicht über die heiligen Stätten mehr 
Chancen hat als dies früher der Fall war. Am 9. Dezember 
1949 traten in der UNO-Versammlung 37 Staaten für die-
sen UNO-Staat ein; 14 stimmten dagegen und 7 enthielten 
sich der Stimme. Selbst wenn die Sowjetunion mit ihren 
Satelliten — sofern überhaupt diese Staaten im nächsten 
Herbst in Lake Success anwesend sein würden — in das 
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